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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Liberalisierung — der Weg zur Integration

Unter den Einflußmöglichkeiten, die der Europäische 
Wirtschaftsrat (OEEC) auf eine Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik seiner Teilnehmerländer hat, ist die Libera-
lisierung als Allheilmittel gegen Zahlungsbilanzstörun-
gen im gleichen Umfange in den Hintergrund getreten, 
in dem die Schwierigkeiten zugenommen haben, die vor 
allem durch die unterschiedliche wirtschaftliche Entwid-
dung der einzelnen, in der EZU zusammengeschlossenen 
Länder bedingt wurden. Eine Beseitigung dieser Schwie-
rigkeiten mit Hilfe der Liberalisierung allein erscheint 
gegenwärtig weder für die Gläubiger- noch für die Schuld-
nerländer der EZU aussichtsreich zu sein. Auch eine wei-
ter vorgetriebene Liberalisierung würde unter den gegebe-
nen konjunkturellen und strukturellen Bedingungen das 
Expansionstempo der Gläubigerländer nicht oder doch 
nicht in einem solchen Maße steigern, wie es notwendig 
wäre, um über erhöhte Einfuhren die Überschuß position 
dieser Länder abzubauen. So gering also die unmittel-
baren Aussichten der Schuldnerländer der EZU für die 
Verringerung ihrer Defizite durch weitere Liberalisierung 
der Gläubigerländer hiernach auch sind, so ist anderseits 
die von der EZU gerade neuerdings wieder gezeigte Akti-
vität in Richtung einer weiteren Liberalisierung trotzdem 
berechtigt — und zwar nicht nur aus optischen Gründen. 
Auf längere Sicht kann nicht nur die Vorbeugung gegen 
eine Gefährdung der EZU als Mittel der westeuropäischen 
Integration, sondern auch die Lösung des Schuldner- und 
Gläubigerproblems der einzelnen Teilnehmerländer nur 
im Rahmen einer Ausweitung und nicht bei weiterer Stag-
nation oder womöglich sogar Kontraktion des westeuro-
päischen Handels erfolgen.

Aus dem Wochenbericht Nr. 35 vom 28. August 1953

© DIW Berlin 1953
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Schnellerer energiesparender technologischer Fortschritt lässt Wirtschaftswachstum und Erreichung der 
Klimaziele zu; alleinige C02-Bepreisung führt zu Wachstumseinbußen – Drei Szenarien
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ZITAT

Beschleunigt sich der technologische Fortschritt nicht genügend, könnte eine entspre-

chend hohe CO2-Bepreisung zwar für Energieeinsparungen sorgen. Zur Sicherung des 

Wirtschaftswachstums müssten die Einnahmen dann auch für investive Maßnahmen 

verwendet werden.  

— Geraldine Dany-Knedlik —

AUF EINEN BLICK

Erfüllung der Klimaziele kann nur bei 
richtiger Kombination der Maßnahmen 
Wachstumsimpulse geben
Von Timm Bönke, Geraldine Dany-Knedlik und Werner Roeger

• Wachstumsmodell zeigt mögliche Wachstumspfade der deutschen Wirtschaft, wenn angestrebte 
Emissionsziele erreicht werden

• Emissionsziele sind durch Marktmechanismen mit energiesparendem technologischem Fortschritt 
oder Verteuerung der fossilen Energie erreichbar

• Beschleunigter energiesparender technologischer Fortschritt fördert zudem Wirtschaftswachstum

• C02-Bepreisung ohne angebotsfördernde Maßnahmen dämpft hingegen Wirtschaftsleistung

• Für inklusives und klimazielkonformes Wirtschaftswachstum bedarf es zusätzlicher 
Fördermaßnahmen für klimafreundliche Investitionen

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Um die Klimaziele zu erreichen, ist es unabdingbar, die 

CO2-Emissionen zu reduzieren. Unklar ist, welche Maßnahmen 

dazu erforderlich sind und wie diese das Wirtschaftswachs-

tum beeinflussen. In diesem Wochenbericht werden anhand 

eines makroökonomischen Modells vier Szenarien im Ver-

gleich zu einem Basisszenario ohne Emissionsreduktionen 

betrachtet und analysiert, welche Auswirkungen unterschied-

liche Maßnahmen wie ein beschleunigter technologischer 

Fortschritt und/oder eine CO2-Bepreisung auf das Wirtschafts-

wachstum und die Emissionsziele hätten. Wird unterstellt, 

dass sich der energiesparende technologische Fortschritt wie 

in der Vergangenheit entwickelt, können die Emissionsziele 

lediglich mit einer relativ hohen CO2-Bepreisung erreicht wer-

den. Diese wirkt sich dämpfend auf das Wirtschaftswachstum 

aus. Würde sich der energiesparende technologische Fort-

schritt stark beschleunigen, könnten die Emissionsziele auch 

ohne hohe CO2-Bepreisung erreicht werden und es käme zu 

leichten Wachstumsgewinnen. Es ist deshalb zu überlegen, 

inwiefern durch weitere begleitende wirtschafts- und klimapo-

litische Maßnahmen mögliche Wachstumseinbußen und 

Verteilungseffekte abgemildert werden können.

Im Rahmen des Bundes-Klimaschutzgesetz hat sich die Bun-
desregierung dazu verpflichtet Nettotreibhausgasneutralität 
bis zum Jahr 2045 zu erreichen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
ist es nötig, die Emissionen kontinuierlich zu senken. Seit 
1990 konnten die Gesamtemissionen um 40 Prozent, also 
rund 13 Prozent pro Jahrzehnt, verringert werden. In den 
kommenden acht Jahren müssten gemäß der festgelegten 
Emissionspfade die Emissionen doppelt so schnell sinken. 
Es ist unklar, ob die Zielpfade bis 2030 und auch das Gesamt-
ziel bis 2045 ohne zusätzliche staatliche Maßnahmen, wie 
für CO2-Emissionen eine Anhebung der Steuersätze auf fos-
sile Energien oder weitere ordnungspolitische Maßnahmen, 
erreicht werden können.

Zudem ist unklar, welche Effekte die Erreichung der Emissi-
onsziele ohne zusätzliche finanzpolitische Impulse auf das 
durchschnittliche langfristige Wirtschaftswachstum – wel-
ches in etwa dem Potentialwachstum entspricht – hat.1 Die 
Auswirkungen hängen zum einen davon ab, um wie viel 
die Energieintensität – also das Verhältnis von Energieein-
satz zu Bruttoinlandsprodukt – gesenkt werden kann. Zum 
anderen ist die Reduktion der CO2-Emissionen pro Energie-
einheit (CO2-Intensität) ausschlaggebend.2 Dabei sind die 
CO2-Emissionen pro Energieeinheit besonders hoch beim 
Einsatz fossiler Energieträger. Damit der Energieverbrauch 
sowie die CO2-Intensität bei gleichbleibendem Produktions-
niveau im Herstellungsprozess gesenkt werden können, 
müssen erhebliche Teile des eingesetzten Kapitals durch 
energie- und CO2-sparende Varianten ersetzt werden. Zur 
rechtzeitigen Erreichung der Emissionsziele müsste daher 
ein gewisser Anteil des Kapitals vor Ende der Nutzungsdauer 
abgeschrieben werden. Den Investitionen zur Dekarbonisie-
rung der Produktionsprozesse stehen zumindest zum Teil 
höhere Abschreibungen des Kapitalstocks gegenüber, was 
per se zu wirtschaftlichen Einbußen führt. Diese Einbußen 
müssten durch Mehrinvestitionen in anderen Bereichen aus-
geglichen werden, um das Wirtschaftswachstum auf einem 
konstanten Niveau zu halten.

1 Das Potentialwachstum ist das langfristige Wirtschaftswachstum bereinigt um kurzfristige 

konjunkturelle Schwankungen.

2 Vgl. Yoichi Kaya und Keiichi Yokoburi (1997): Environment, Energy, and Economy: Strategies 

for Sustainability. United Nations University Press.
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Diese Studie simuliert anhand eines partiellen makroöko-
nomischen Modells, welche Effekte die Klimaziele auf das 
Wachstumspotential unter verschiedenen marktbasierten 
Bedingungen, also ohne ordnungspolitische Klimamaß-
nahmen, haben. Als marktbasierende Mechanismen wer-
den der energiesparende technologische Fortschritt allein 
und in Kombination mit einer CO2-Bepreisung in Form 
einer Steuer auf den Einsatz fossiler Energie betrachtet. 
Dazu werden vier Szenarien im Vergleich zu einem Basis-
szenario ohne Emissionsreduktionen betrachtet und ana-
lysiert, welche Auswirkungen unterschiedliche Maßnah-
men auf das Wirtschaftswachstum und die Emissions-
ziele hätten. 

Bisherige Studien betrachten energiesparenden 
technologischen Fortschritt

Studien, die die deutsche Energiewende und mögliche Sze-
narien zur Emissionsreduktion analysieren, gehen übli-
cherweise von einem stark positiven Wachstumspfad für 
das deutsche Bruttoinlandsprodukt aus oder unterstellen 
hohe Mehrinvestitionen, die zum Teil aus öffentlichen Gel-
dern finanziert werden, und leiten den Energiebedarf unter 

verschiedenen Annahmen über Energieeinsparungen ab.3 
Als Basis dieses Wochenberichts dienen Studien aus den 
Gemeinschaftsdiagnosen (GD) im Frühjahr 2022 sowie 2023 
und ein aktuelles DIW-Forschungspapier.4 Die Studien der 
Gemeinschaftsdiagnose untersuchen, inwieweit sich das 
Erreichen der Emissionsziele auf das Produktionspotential, 
also das langfristig mögliche Wachstum, in Deutschland 
auswirkt. Verwendet wird dabei ein partielles makroökono-
misches Modell, in dem neben Kapital und Arbeit Energie 
als zusätzlicher Produktionsfaktor berücksichtigt wird. Die 
Studien gehen von einem exogenen Rückgang des primä-
ren Energieverbrauchs um rund 50 Prozent zur Erreichung 
der Emissionsziele aus. In verschiedenen Szenarien wird 

3 Vgl. zum Beispiel Gunnar Luderer et al. (2021): Ergänzende Daten zum Ariadne Report: 

Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutralität 2045-Szenarien und Pfade im Modellvergleich 

( online verfügbar, abgerufen am 22.08.2023. Dies gilt für alle Onlinequellen in diesem Bericht, 

 sofern nicht anders vermerkt). Vgl. zudem Manfred Fischedick et al. (2019): Chancen durch Klima-

schutz. Kurzbericht Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

4 Vgl. Gemeinschaftsdiagnose, Frühjahr 2022: Von der Pandemie zur Energiekrise – Wirtschaft 

und Politik im Dauerstress. sowie Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2023: Inflation im Kern hoch – 

Angebotskräfte jetzt stärken.; Geraldine  Dany-Knedlik und Werner Roeger (2023): Growth effects 

of decarbonisation under different policies: a macroeconomic persepctive, DIW Discussion Paper 

im Erscheinen.

Abbildung 1

Entwicklung der Treibhausgasemissionen und Zielpfade in Deutschland 
In Mio. t CO2-äquivalent

 









       































Quelle: Umweltbundesamt, eigene Berechnungen. 

© DIW Berlin 2023

In den letzten 30 Jahren konnten die Treibhausgase um 60 Prozent vermindert werden. Zur Zielerreichung müssen in den nächsten acht Jahren weitere 35 Prozent 
folgen.

https://publications.pik-potsdam.de/pubman/faces/ViewItemOverviewPage.jsp?itemId=item_27118_3
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Kasten

Modell des langfristigen Wachstums mit Energiewende

Das in dieser Studie verwendete Modell lehnt an das Modell der 

GD an und wurde am DIW weiterentwickelt.1 Es ist ein gängiges 

partielles makroökonomisches Modell zur Schätzung des langfris-

tigen Wachstums. Der gesamtwirtschaftliche Output Y wird durch 

Arbeit L, Kapital K und Energie E im Rahmen einer CES-Funktion 

dargestellt:

 




























 (1)

Die Produktionsfunktion (1) charakterisiert, in welchem Ausmaß 

das Energieaggregat komplementär zum Einsatz von Arbeit und 

Kapital ist (σ < 1). Ebenfalls berücksichtigt ist der energiesparende 

technologische Fortschritt TE. Unter der Annahme, dass die fossile 

Energie importiert wird, bezeichnet die Variable V die heimische 

Wertschöpfung:
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Die Wertschöpfung ist charakterisiert durch eine Cobb-Douglas 

Produktionsfunktion von Arbeit und Kapital, sowie einem neutralen 

technologischen Fortschrittsterm T. Das Energieaggregat E wird 

durch eine CES-Funktion aus fossilen und erneuerbaren Energiein-

puts mit Substitutionselastizität μ beschrieben:

 

























 (3)

Unter der Annahme, dass Haushalte und Unternehmen kosten-

minimierende Investitions- und Beschäftigungsentscheidungen 

treffen, kann die Nachfrage nach Arbeit, Kapital und Energie – un-

terschieden nach Fossilen und Erneuerbaren – als Funktion der 

gesamtwirtschaftlichen Nachfrage sowie der relativen Faktorprei-

se hergeleitet werden.

Hinsichtlich der Faktorpreise nehmen wir an, dass sich die realen 

Kapitalnutzungspreise über die Zeit nicht verändern und auch 

durch die Energiewende nicht tangiert werden. Die realen Ener-

giepreise vor Steuern werden ebenfalls als konstant angenommen. 

Hinsichtlich des Arbeitsmarktes unterstellen wir eine konstante 

Erwerbsquote. Dies impliziert das sich die Reallöhne über die ein-

zelnen Szenarien verändern.

Aufgrund von Anpassungskosten ist es unrealistisch, von einer 

unmittelbaren Anpassung des Kapitalbestandes bei einer Verän-

derung der Energiepreise auszugehen. Wir nehmen deshalb, 

in Einklang mit der makroökonomischen Investitionsliteratur2, an, 

1 Geraldine  Dany-Knedlik und Werner Roeger (2023): Growth effects of decarbonisation under 

different policies: a macroeconomic perspective, DIW Discussion Paper im Erscheinen.

2 Vgl. Frank Smets und Raf Wouters (2003): An Estimated Stochastic General Equilibrium Model 

of the Euro Area. Journal of the European Economic Association, 1 (5), S. 1123 – 1175; Bundesbank 

(2008): Entwicklung und Anwendung von DSGE-Modellen für die deutsche Volkswirtschaft. Monats-

bericht Juli 2008.

dass der private Sektor die Investitionen über die Zeit verteilt, 

um die Anpassungskosten zu minimieren. Damit ergeben sich drei 

Übertragungskanäle der Energiewende auf die Investition:

Kapitalkosten: Dieser Übertragungskanal ist annahmegemäß aus-

geschaltet.

Kapitalintensität der Produktion: Bei Verringerung des Energie-

verbrauchs, soweit nicht durch energiesparenden technologi-

schen Fortschritt verursacht, verringert sich die Kapitalintensität 

der Produktion.

Gesamtwirtschaftlicher Output: Bei konstanter Beschäftigung, 

Reduktion des Energieverbrauchs und der damit einhergehenden 

Verringerung der Kapitalintensität der Produktion sinkt der ge-

samtwirtschaftliche Output. Daraus folgt ein Rückgang der Investi-

tionen, welcher stärker ist als der Rückgang der Wertschöpfung.

Kalibrierung

In der Produktionsfunktion wird der Energieanteilsparameter sE 

auf 0,023 fixiert, entsprechend dem Anteil der Energie am ge-

samtwirtschaftlichen Einkommen. Für die Substitutionselastizität 

zwischen Energie und Arbeit sowie Kapital σ verwenden wir die 

beiden Werte 0.02 und 0.2 um das Spektrum gängiger Werte 

abzubilden.3 Die Outputelastizität des Faktors Arbeit α ist entspre-

chend dem Lohnanteil am Bruttolinlandsprodukt auf 0,65 gesetzt. 

Für das gesamtwirtschaftliche Wachstum der totalen Faktorpro-

duktivität wird der durch die modifizierte EU Methode4 mittelfristig 

prognostizierte Wert von 0,5 Prozent pro Jahr verwendet. Für die 

Rate des energiesparenden technischen Fortschritts wird der 

in GD 2022 ermittelte Wert von 2,7 Prozent pro Jahr fortgeschrie-

ben. Durch die Disaggregation der Energie in Erneuerbare und 

Fossile und durch die Verwendung einer CES Funktion für das 

Energieaggregat werden zwei zusätzliche Parameter in das Mo-

dell eingeführt: Ein Anteilsparameter für Erneuerbare sR und die 

Substitutionselastizität zwischen Fossilen und Erneuerbaren μ. 

Der Anteilsparameter ist entsprechend dem jüngsten Anteil der 

Erneuerbaren auf 0,2 gesetzt. Für die Substitutionselastizität zwi-

schen Fossilen und Erneuerbaren werden Werte zwischen 0,4 und 

0,7 zugelassen. Die Parameterwerte wurden so bestimmt, dass das 

Modell in den Szenarien 3 und 4 eine Erhöhung der Erneuerbaren 

um rund 50 Prozent generieren kann.5 

3 Xavier Labandeira, José M. Labeaga und Xiral Lopez-Otero (2017): A meta-analysis on the price

elasticity of energy demand. Energy Policy, 102, 549–568.

4 Grundlage ist das EU Modell zur Potentialschätzung, das durch die GD modifiziert wurde; 

 vergl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2016): Aufschwung bleibt moderat – Wirtschafts-

politik wenig wachstumsorientiert, Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2016, München.

5 Acemoglu et al. verwenden Elastizitäten welche deutlich über eins liegen. Solche Werte wür-

den allerdings zu Ausbauraten für Erneuerbare führen welche eine Erhöhung der Erneuer baren 

um rund 50 Prozent bis 2030 weit übersteigen würden, siehe Daron Acemoglu et al. (2012): The 

 environment and directed technical change. American Economic Review, 102(1), 131–166.
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die Wirkung der Energiewende auf die Wirtschaftsleistung 
modelliert. Dabei werden verschiedene Annahmen zum 
Ausbau der erneuerbaren Energie und zur Geschwindigkeit 
des energiesparenden technologischen Fortschritts getrof-
fen. Dafür werden zukünftige Preisverläufe für fossile und 
erneuerbare Energien sowie für CO2 exogen angenommen. 
Unter der Annahme, dass sich der energiesparende techno-
logische Fortschritt in Zukunft mit fast dreifacher Geschwin-
digkeit entwickelt und der Ausbau der erneuerbaren Energie 
eher langsam vorangeht, zeigen die Ergebnisse der Studie 
der GD 2023, dass die deutsche Wirtschaftsleistung unter 
Einhaltung der Emissionsziele um sieben Prozent bis 2030 
zulegen dürfte. Also würde Deutschland weiterhin ein Poten-
tialwachstum von jährlich rund 0,8 Prozent erreichen. Wenn 
der technologische Fortschritt allerdings mit der historisch 
beobachteten Geschwindigkeit fortfährt, ist mit einem Rück-
gang des deutschen Bruttoinlands produkts von rund 14 Pro-
zent bis 2030 zu rechnen. Dies liegt vor allem daran, dass die 
Emissionsziele in dem von der Studie verwendeten Modell 
nur noch über einen Verzicht an Wirtschaftsleistung einge-
halten werden können.

Prognosemodell des langfristigen Wachstums mit 
Energiewende

Das hier verwendete Modell ist ein gängiges partielles mak-
roökonomisches Modell zur Schätzung des langfristigen 
Wachstums (Kasten). Während bei den Studien der GD der 
Rückgang des primären Energieverbrauchs von 48 Prozent 
als exogen angenommen wird, wird der Fokus in diesem 
Modell auf die notwendigen marktbasierten Bedingungen 
gelegt unter denen die Emissionsziele eingehalten wür-
den. Dazu werden die Analysen der GD um zwei wichtige 
Bestandteile erweitert: Zum einen werden fossile und erneu-
erbare Energien separat modelliert. Dies erlaubt, die Auswir-
kungen von Preisveränderungen bei fossilen und erneuer-
baren Energien zu analysieren. Zum anderen wird berück-
sichtigt, wie sich die Veränderungen des Energieanteils an 
der Produktion auf den Kapitalstock auswirken. Hierfür 
werden die Investitionsentscheidungen des privaten Sek-
tors explizit modelliert, die maßgeblich von der erwarteten 
Nachfrage und den Auswirkungen einer Veränderung der 
Energieintensität auf die Produktivität des Kapitals abhän-
gen. Die explizite Modellierung der Investitionen ist rele-
vant, um wichtige Wirkungskanäle abzubilden. Ergibt sich 
durch die Energiewende ein langsameres Wachstum, wer-
den die Investitionen ebenfalls zurückgehen. Neben diesem 
Hauptkanal verringert sich durch ein abnehmendes Ver-
hältnis von Energie zu Produktion auch die Produktion pro 
Kapitaleinheit und dies führt zu einem zusätzlichen Rück-
gang der Investitionen.

Energiesparender technologischer Fortschritt 
fördert und CO2-Bepreisung dämpft 
Wirtschaftswachstum

Mithilfe des Modells werden vier Szenarien simuliert. Die 
ersten beiden Szenarien dienen der Vergleichbarkeit zu den 
Ergebnissen der GD. Hier wird untersucht, inwieweit die 

Emissionsziele bis 2030 allein durch energiesparenden tech-
nologischen Fortschritt erreicht werden können. In dem ver-
wendeten Modell fasst dieser die Veränderungen der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion und Produktionsprozesse in 
der Praxis zusammen. Damit ist nicht nur der Wechsel zu 
weniger energieintensiven Produktionsprozessen gemeint. 
Enthalten sind auch der verminderte Energieverbrauch zur 
Beheizung von Gebäuden durch energetische Sanierung 
oder der Umstieg von privat genutzten emissionsreichen 
Fahrzeugen hin zu öffentlichem Nahverkehr.

Es ist unklar, wie sich der energiesparende technologische 
Fortschritt zukünftig entwickeln wird. Schreibt man die 
durchschnittlichen Zuwächse der Vergangenheit in die 
Zukunft fort, dann ergibt sich eine Zuwachsrate von jähr-
lich 2,7 Prozent. Angesichts der Entwicklungen der Ver-
gangenheit, die in den letzten fünfzig Jahren keine starke 
Schwankungen aufweisen, scheint dies eine wahrscheinli-
che Annahme über die zukünftige Entwicklung des energie-
sparenden technologischen Fortschritts zu sein. Die glaub-
hafte Ankündigung der Emissionsziele könnte allerdings 
besondere Anreize setzen, die zu einem Entwicklungsschub 
energiesparender Produktionsprozesse und Güter führen, 
so dass sich der energiesparende technologische Fortschritt 
zukünftig deutlich dynamischer entwickelt. Letzteres wird 
im zweiten Szenario berücksichtigt.

Szenarien 1 und 2

Anlehnend an die Szenarien aus GD 2023 wird im ersten 
Szenario technologischer Fortschritt zur Einsparung von 
Energie von 2,7 Prozent pro Jahr angenommen, also eine 
Energieeinsparung pro Einheit des Bruttoinlandsprodukts 
um rund 2,7 Prozent pro Jahr. Dies senkt den Energiever-
brauch um rund 20 Prozent bis zum Jahr 2030. Für die Mög-
lichkeit, Energie im Produktionsprozess durch die weiteren 
Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit zu ersetzen, wird – 
wie in der GD 2022 – eine Substitutionselastizität von 0,02 
angenommen.5

Im zweiten Szenario wird ein technologischer Fortschritt zur 
Einsparung von Energie von 4,6 Prozent pro Jahr angenom-
men. Damit sinkt der Energieverbrauch um 33 Prozent. Es 
wird weiterhin unterstellt, dass die Substitutionselastizität 
von Kapital, Arbeit und Energie 0,02 beträgt.

Die Ergebnisse für Szenario 1 zeigen eine leichte Erhö-
hung von insgesamt 0,9 Prozent Wirtschaftsleistung bis 
2030 (Abbildung 2). Allerdings sinkt der gesamte Energie-
verbrauch nur um 20 Prozent bis 2030. Erreicht wird dies 
durch eine Reduktion der fossilen, aber auch der erneuer-
baren Energien, wobei der Anteil der erneuerbaren Energie 
konstant bleibt. Dies erscheint hoch angesichts der Tatsa-
che, dass die CO2-Emissionen seit 1990, also in den letzten 
33 Jahren, um rund 40 Prozent reduziert wurden. Hier muss 

5 Die Substitutionselastizität zwischen Energie und den anderen Produktionsfaktoren  beschreibt, 

wie hoch die relative Einsparung von Energie ist, wenn sich der Einsatz der weiteren Produktions-

faktoren Arbeit und Kapital um ein Prozent erhöht.
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technologischem Fortschritt, Energieeinsparung und Wirt-
schaftswachstum auswirkt. Dies erscheint plausibel, weil 
das Verhältnis fossiler und erneuerbarer Energien sowie 
der effektive Energieeinsatz durch den Anstieg des ener-
giesparenden technologischen Fortschritts gleich bleibt und 
sich die (Grenz-)Produktivität6 des Kapitals nicht verändert.

Zudem zeigen die beiden Szenarien, dass die Emissionsziele 
nur erreicht werden, wenn sich der energiesparende techno-
logische Fortschritt beschleunigt. Dass sich der energiespa-
rende technologische Fortschritt zeitnah fast verdoppelt, ist 
jedoch mit Unsicherheit behaftet, betrachtet man die relativ 
konstante Entwicklung der letzten Jahrzehnte. Deshalb geht 
die weitere Diskussion davon aus, dass das Emissionsein-
sparziel zusätzlich zu energiesparendem technologischen 
Fortschritt durch wirtschaftspolitische Maßnahmen erreicht 
werden muss. Zudem ist die angenommene Substitutions-
elastizität zwischen Energie und den weiteren Produktions-
faktoren Kapital und Arbeit entscheidend. In den Studien 
der GD wurde unterstellt, dass diese Substitutionselastizität 

6 Die Grenzproduktivität des Kapitals entspricht den zusätzlichen Einheiten am Bruttoinlands-

produkt, die mit einer zusätzlichen Einheit Kapital produziert werden können.

allerdings berücksichtigt werden, dass die durchschnittliche 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts zwischen 1990 
und 2020 fast doppelt so hoch war wie im Projektionszeit-
raum und es entsprechend mehr Einsparungspotential gab.

Im zweiten Szenario wird simuliert, welche Wachstums-
effekte ein deutlich höherer energiesparender technologi-
scher Fortschritt hat. Bei einer annähernden Verdoppelung 
der jährlichen Zuwächse des energiesparenden technologi-
schen Fortschritts wird der Energieverbrauch um 33 Pro-
zent gesenkt. Die Simulationsergebnisse zeigen, dass die 
hier eingeführten Modifikationen unter ähnlichen Annah-
men wie in den Analysen der GD 2022 und 2023 vergleich-
bare Ergebnisse liefern: Das langfristige Wachstum legt bis 
2030 um fast 0,15 Prozent zu. Zusätzlich zeigen die Ergeb-
nisse, dass die Investitionen in den nächsten sieben Jahren 
um insgesamt 0,9 Prozent höher liegen als im Basisszena-
rio, wodurch auch der Kapitalstock um 0,3 Prozent steigt.

Die beiden Szenarien zeigen, dass sich die Einführung 
fossiler und erneuerbarer Energien in das Modell und in 
die Modellierung der Anpassungskosten bei Investitionen 
kaum auf den Zusammenhang zwischen energiesparendem 

Abbildung 2

Simulationsergebnisse Szenario 1 und 2
Prozentuale Abweichung vom langfristigen Trend

 









        













        













        













        






Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2023

Nur mit einer doppelten Geschwindigkeit des energiesparenden technologischen Fortschritts (Szenario 2) können die Klimaziele annähernd erreicht werden.
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Abbildung 3

Simulationsergebnisse Szenario 3 und 4
Prozentuale Abweichung vom langfristigen Trend

 









        













        














































































        

        

        

        

        

        

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2023

Mit einer Preiserhöhung fossiler Energie um rund 400 Prozent (Szenario 4) können die Klimaziele erreicht werden, der langfristige Wachstumstrend verringert sich 
aber um rund 0,5 Prozent.
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0,02 beträgt und somit Energie kaum durch Kapital und 
Arbeit substituierbar ist.7 Bislang findet sich in der Litera-
tur kein Konsens zum Wert dieser Elastizität.8 Da die Stu-
dien im Mittel deutlich über dem in der GD angesetzten 
Wert liegen, wird in Szenario 4 eine höhere Substitionse-
lastizität angenommen.

Szenarien 3 und 4

Es wird angenommen, dass der energiesparende technologi-
sche Fortschritt, ähnlich wie in der Vergangenheit, mit jähr-
lich 2,7 Prozent wächst. Zudem wird davon ausgegangen, 
dass eine CO2-Bepreisung in Form einer Steuer auf den Ein-
satz fossiler Energie eingeführt wird. Die Verteuerung fos-
siler Energie führt zu einer Substitution von fossiler durch 
erneuerbare Energie. Der Einsatz Erneuerbarer steigt um 
rund 50 Prozent, wie beim Energiewendeziel vorgesehen. 
Die Substitutionselastizität von Kapital sowie Arbeit und 
Energie beträgt wie in der ersten beiden Szenarien 0,02.

In Szenario 4 erhöht sich lediglich die Substitutionselastizi-
tät auf 0,2; alle anderen Annahmen sind wie in Szenario 3.

Mit einer niedrigen Substitutionselastizität zwischen Ener-
gie und den übrigen Produktionsfaktoren von 0,02 (Szena-
rio 3) würde selbst bei einer Preiserhöhung für fossile Ener-
gie um knapp 1000 Prozent das CO2-Einsparziel ab diesem 
Jahr bis zum Jahr 2030 nicht erreichbar sein, da der Ein-
satz fossiler Energie nur um rund 33 Prozent bis 2030 sinkt 
(siehe Szenario 1). In diesem Szenario werden die Emissi-
onseinsparziele durch den angenommenen CO2-Preis nicht 
erreicht, auch weil der gesamte Energieverbrauch um weni-
ger als 15 Prozent zurückgeht, was auch auf den Anstieg 
des erneuerbaren Energieeinsatzes zurückzuführen ist. Der 
gesamtwirtschaftliche Output fällt in Szenario 3 im Vergleich 
zum Basisszenario ohne Energiewende um rund zwei Pro-
zent in den nächsten acht Jahren (Abbildung 3). Die Aus-
wirkungen auf die Investitionen und den Kapitalbestand 
am Ende der Periode sind mit einem Rückgang von jeweils 
12,0 und 4,5 Prozent dennoch relativ hoch. Dies ist auf die 
Erhöhung des Preises für Energie insgesamt zurückzufüh-
ren, der die Kapitalintensität, also das Verhältnis von einge-
setztem Kapital zum Bruttoinlandsprodukt, verringert. Die 
Anpassungsdynamik lässt sich wie folgt beschreiben: Der 
Energiepreisanstieg reduziert die energieintensive Produk-
tion, verbunden mit einem Rückgang der Nachfrage nach 
Kapital und Arbeit. Sinkende Reallöhne relativ zu den Kapi-
talkosten stabilisieren die Beschäftigung in beiden Szena-
rien. Dies führt zu einer geringeren Kapitalintensität. Die-
ser Wirkungsmechanismus ist umso stärker, je niedriger die 

7 Vgl. John Hassler, Per Krussel und Conny Olovsson (2021): Directed Technical Change as a 

 Response to Natural-resource Scarcity, Journal of Political Economy, Vol. 129 (11), 3039 – 3072.

8 Xavier Labandeira, José M. Labeaga und Xiral Lopez-Otero (2017): A meta-analysis on the price 

elasticity of energy demand. Energy Policy, 102, 549–568; Toon Vandyck et al (2021): Climate policy 

design, competitiveness and income distribution: A macro-micro assessment for 11 EU countries. 

Energy Economics 103, 1–12; Warwick J. McKibbin und Peter J. Wilcoxen (1999): The theoretical and 

empirical structure of the G-Cubed model. Economic Modelling, 16, 123–148; Rüdiger Bachmann 

et al. (2022): How it can be done. ECONtribute Policy Briefs No. 034, Reinhard Selten Institute (RSI).

Substitutionselastizität von Energie und den anderen Pro-
duktionsfaktoren gewählt ist.

Mit einer höheren Substitutionselastizität in Szenario 4 zeigt 
sich, dass eine Verteuerung der fossilen Energien um rund 
400 Prozent bis 2030 den fossilen Energieeinsatz um knapp 
50 Prozent reduzieren könnte. Dies entspricht einem Anstieg 
des gesamten Energiepreises von rund 300 Prozent. In die-
sem Szenario würde, wie bei der Energiewende vorgesehen, 
der Einsatz der Erneuerbaren um 50 Prozent über die nächs-
ten acht Jahre steigen. Der gesamte Energieverbrauch würde 
um 33 Prozent sinken. Die Effekte auf das Wirtschaftswachs-
tum wären im Vergleich zum Basisszenario ohne Energie-
wende mit einem Verlust vom Bruttoinlandsprodukt von 
rund 0,5 Prozent bis zum Jahre 2030 geringer. Allerdings 
gilt auch in diesem Szenario, dass die Energiewende durch 
einen Anstieg des Preises für fossile Energie mit einem Rück-
gang der Investitionen und des Kapitalstocks um rund 3,5 
und 1,4 Prozent bis 2030 verbunden wäre.

Da in dem verwendeten Modell nicht die Anteile einzel-
ner Energieträger am gesamten Einsatz fossiler Energie 
berücksichtigt werden, kann die eingeführte Steuer auf 
fossilen Energieeinsatz nicht ohne Weiteres in einen CO2-
Preis in Euro pro emittierter Tonne CO2 umgerechnet wer-
den. Unklar ist auch, mit welcher tatsächlichen jährlichen 
Rate der energiesparende Fortschritt in den nächsten Jahren 
wachsen wird. Zudem werden in dem Modell keinerlei wei-
teren klimapolitischen Instrumente berücksichtigt, die im 
Instrumentenmix der Klimaschutzpolitik bereits beschlos-
sen wurden. Aus den genannten Gründen sind die simu-
lierten Preisanstiege der fossilen Energie der Szenarien 3 
und 4 nicht für einer Einschätzung der von der deutschen 
Regierung geplante CO2-Bepreisung geeignet.

Fazit: Zur Wachstumsförderung Einnahmen der 
CO2-Bepreisung auch für investive Maßnahmen 
verwenden

Die Simulationsanalysen des langfristigen Wachstumsmo-
dells mit Energiewende zeigen, dass für eine Erreichung der 
Emissionsziele der energiesparende technologische Fort-
schritt beschleunigt werden muss, falls keine zusätzlichen 
klimapolitischen Maßnahmen getroffen werden. Beschleu-
nigen sich die jährlichen Zuwächse des energiesparenden 
technologischen Fortschritts für die nächsten acht Jahre 
stark, werden nicht nur die Emissionsziele bis 2030 erreicht, 
sondern die deutsche Wirtschaft dürfte sogar leicht posi-
tive Wachstumseffekte durch die Energiewende verzeich-
nen. Ob es zu der benötigten starken Beschleunigung die-
ses Fortschrittes kommt, ist mit einiger Unsicherheit behaf-
tet, insbesondere wenn die relativ konstante Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte betrachtet wird.9 Wenn sich der energie-
sparende technologische Fortschritt wie in der Vergangen-
heit entwickelt, könnte das Emissionsziel durch eine deut-
liche CO2-Bepreisung in Form einer Steuer auf den Einsatz 
fossiler Energie bis 2030 erreicht werden. Bei einer hohen 

9 Vgl. GD Frühjahr 2022, a. a. O.
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Substitutionselastizität würde dies einen geringen Wachs-
tumsverlust von rund 0,5 Prozent mit Einbußen der Investi-
tionen und dem Kapitalstock von 3,5 und 1,4 Prozent in den 
nächsten acht Jahren im Vergleich zum Basisszenario ohne 
Energiewende bedeuten. Die Wachstumseinbußen erklären 
sich durch die Verringerung energieintensiver Produktionen 
aufgrund des angestiegenen Energiepreises.

Es ist deshalb zu überlegen, inwiefern durch weitere beglei-
tende wirtschafts- und klimapolitische Maßnahmen mögli-
che Wachstumseinbußen abgemildert und inklusives kli-
maneutrales Wachstum gefördert werden können. In der 
gezeigten Analyse werden die Einnahmen der Steuer auf den 
Einsatz fossiler Energie nicht in den privaten Sektor zurück-
geführt. Um Verteilungseffekte abzumildern und Investitio-
nen zu fördern, plant die Bundesregierung die wachsenden 

Einnahmen aus der schrittweisen Anhebung der CO2-Beprei-
sung über einen Klimafonds zu nutzen. So ist vorgesehen, 
einen Teil der Einnahmen über ein Klimageld an die Haus-
halte zurückzuführen und schon jetzt werden Investitionen 
zur Transformation der Wirtschaft gefördert, unter ande-
rem in den Bereichen erneuerbare Energien, Wärmedäm-
mung und klimazielkonforme Produktion.10 Die Modellme-
chanismen legen nahe, dass diese Finanzierung von inves-
tiven Maßnahmen signifikante Effekte auf das langfristige 
Wachstum hat.

10 Zu den Aufgaben, Einnahmen und Ausgaben des Klimatransformationsfonds siehe Informa-

tionen im Finanzplan des Bundes 2022 bis 2026 (online verfügbar). Zu den  Verteilungswirkungen 

und der Ausgestaltung eines Klimageldes siehe Stefan Bach et al (2023): Verkehrs- und Wärme-

wende: CO
2
-Bepreisung stärken, Klimageld einführen, Anpassungskosten verringern. DIW Wochen-

bericht Nr. 23, 273–280 (online verfügbar); Matthias Kalkuhl et al. (2022): Optionen zur Verwendung 

der Einnahmen aus der CO
2
-Bepreisung. Kopernikus-Projekt Ariadne, Potsdam (online verfügbar).
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1. Frau Dany-Knedlik, im Bundes-Klimaschutzgesetz gibt 

es festgeschriebene Emissionsziele bis 2030 und 2045. 

Sie haben mit Hilfe eines makroökonomischen Modells 

untersucht, welche wirtschaftlichen Wachstumseffek-

te damit verbunden sind. Ist es mit dem derzeitigen 

wirt schaftlichen Aufwand möglich, diese Klimaziele zu 

erreichen? Innerhalb unseres Modellrahmens haben wir 

zwei Szenarien, in denen die Emissionsziele erreicht werden 

können. Das erste Szenario wäre, dass wir beim energie-

sparenden technologischen Fortschritt deutliche  Zuwächse 

haben. Das zweite Szenario ist eine Kombination aus 

energiesparendem technologischen Fortschritt und einer 

CO2-Bepreisung, die wir im Modell als Steuer auf den Einsatz 

fossiler Energie modellieren. 

2. Wie müsste sich die technologische Entwicklung be-

schleunigen, damit wir die Emissionsziele bis 2030 und 

2045 erreichen? Innerhalb unseres Modells müsste sich 

die Geschwindigkeit des energiesparenden technologischen 

Fortschritts fast verdoppeln. In der Vergangenheit haben 

wir gesehen, dass wir ungefähr Zuwächse von 2,7 Prozent 

beobachten konnten, das müsste sich ab jetzt auf fast fünf 

Prozent erhöhen, damit wir den Emissionspfad bis 2030 

einhalten können. Das ist nicht unmöglich. Wir haben schon 

einmal in der Vergangenheit gesehen, dass zum Beispiel 

durch die Ölkrise 1973 die Geschwindigkeit des energie-

sparenden technologischen Fortschritts deutlich angezo-

gen hat. Allerdings ist das mit einer gewissen Unsicherheit 

behaftet. 

3. Wie kann man sich die CO2-Bepreisung im zweiten 

Szenario vorstellen? In unserem zweiten Szenario gehen 

wir davon aus, dass der energiesparende technologische 

Fortschritt sich so wie in der Vergangenheit entwickelt. Dann 

brauchen wir zusätzliche Maßnahmen wie eine CO2-Beprei-

sung, damit der Emissionspfad erreicht wird. In unserem 

Modell wird die fossile Energie durch eine CO2-Bepreisung 

mit einem relativ hohen Steuersatz besteuert. In diesem 

Modell werden verschiedene klimapolitische Maßnahmen 

zusammengefasst, deswegen muss man etwas vorsichtig 

sein. Wir sehen aber folgendes: Wenn man eine CO2-Beprei-

sung einführt, führt das dazu, dass der Preis der gesamten 

Energie ansteigt und dadurch manche energieintensive 

Unternehmen aus dem Markt ausscheiden werden. Dadurch 

wird insgesamt weniger Kapital verwendet, um dasselbe 

Niveau an Bruttoinlandsprodukt zu produzieren, was dazu 

führt, dass wir einen geringeren Kapitalstock haben und 

geringere Investitionen. Somit verzeichnen wir in der Folge 

leichte wirtschaftliche Verwerfungen. Die wirtschaftlichen 

Einbußen innerhalb dieses Szenarios erklären sich aber zum 

Teil dadurch, dass wir die Einnahmen aus dieser CO2-Be-

preisung nicht in die Ökonomie zurückführen.

4. Könnten also die zurückgehenden Investitionen vom 

Staat wieder durch Subventionen ausgeglichen werden, 

die über die CO2-Bepreisung finanziert werden? Das 

haben wir in diesem Wochenbericht noch nicht gezeigt. Es 

lässt sich aber aus unseren Ergebnissen ableiten, dass die 

Einnahmen der CO2-Bepreisung verwendet werden sollten, 

um ein klimazielkonformes Wachstum zu fördern. Eine Mög-

lichkeit wäre zum Beispiel eine Art von Klimageld. Das hat 

jedoch eher eine Verteilungswirkung und generiert weniger 

Wachstum. Man könnte aber einen Teil der Einnahmen 

für das Klimageld verwenden und einen Teil für investive 

 Maßnahmen, wie der Förderung des Ausbaus der erneuer-

baren Energien oder insgesamt der Förderung klimaziel-

konformer Investitionen. Denn unser Modell zeigt auch, dass 

wir bei einer erhöhten Geschwindigkeit des energiesparen-

den technologischen Fortschritts mit keinen wirtschaftlichen 

Einbußen rechnen müssen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Geraldine Dany-Knedlik, Co-Leiterin des Bereichs 

Prognose und Konjunkturpolitik in der Abteilung 

Makroökonomie im DIW Berlin

INTERVIEW

„Investive Maßnahmen sind nötig, 
um klimazielkonformes Wachstum 
zu sichern“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-34-2
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SOEP Papers Nr. 1189 

2023 | Nabanita Datta Gupta, Jonas Jessen, C. Katharina Spiess

Maternal Life Satisfaction and Child Development from 
Toddlerhood to Adolescence

In this paper we analyse the association between maternal well-being and child develop-

ment at different ages. We use data from the German Socio-Economic Panel (SOEP) which 

captures maternal life satisfaction and numerous cognitive and non-cognitive child devel-

opment outcomes. We identify a strong positive association between mothers’ life satisfac-

tion and their children’s development when these are toddlers (2–3 years, VAB scores), of 

primary school age (5–10 years, SEB scores and Big 5) and in adolescence (11–14 years, 

life satisfaction, school grades and self-reported Big 5). This relationship holds when we 

control for a wide range of potentially confounding factors, including maternal education, employment, house-

hold income and maternal personality traits. We confirm our main findings with an IV estimation where we 

instrument contemporaneous maternal life satisfaction with that measured pre-birth and with a value-added 

model as some child outcomes are observed twice at different ages. Our findings suggest that mothers’ life 

satisfaction is beneficial for their children’s development at all ages and that it is fruitful for policy makers to 

identify measures through which maternal well-being can be raised.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

SOEP Papers Nr. 1190 

2023 | Christian Bayer, Moritz Kuhn

Job Levels and Wages

Job levels summarize the complexity, autonomy, and responsibility of task execution. 

Conceptually, job levels are related to the organization of production, are distinct from 

occupations, and can be constructed from data on task execution. We highlight their 

 empirical role in matched employer-employee data for life-cycle wage dynamics, refine 

a task-based view of wage determination, and demonstrate that differences in job levels 

account for most of the observed wage differences. We also show, within a structural frame-

work, that a job-level perspective provides a novel and fruitful interpretation of widely stud-

ied phenomena such as the gender wage gap and the returns to education and seniority.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

http://www.diw.de/publikationen/soeppapers
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Discussion Papers Nr. 2046 

2023 | Virginia Sondergeld, Katharina Wrohlich

Women in Management and the Gender Pay Gap

We analyze the impact of women’s managerial representation on the gender pay gap 

among employees on the establishment level using German Linked-Employer-Employee- 

Data from the years 2004 to 2018. For identification of a causal effect we employ a panel 

model with establishment fixed effects and industry-specific time dummies. Our results 

show that a higher share of women in management significantly reduces the gender pay 

gap within the firm. An increase in the share of women in first-level management e.g. from 

zero to above 33 percent decreases the adjusted gender pay gap from a baseline of 15 per-

cent by 1.2 percentage points, i.e. to roughly 14 percent. The effect is stronger for women in 

second-level than first-level management, indicating that women managers with closer interactions with their 

subordinates have a higher impact on the gender pay gap than women on higher management levels. The 

results are similar for East and West Germany, despite the lower gender pay gap and more gender egalitarian 

social norms in East Germany. From a policy perspective, we conclude that increasing the number of women 

in management positions has the potential to reduce the gender pay gap to a limited extent. However, further 

policy measures will be needed in order to fully close the gender gap in pay.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

Discussion Papers Nr. 2047 

2023 | Heike Link, Dennis Gaus, Neil Murray, Maria Fernanda Guajardo Ortega, Flavien Gervois, 

 Frederik von Waldow, Sofia Eigner

Combining GPS Tracking and Surveys for a Mode Choice Model: 
Processing Data from a Quasi-Natural Experiment in Germany

This paper deals with the data generation process implemented for an analysis of the 

impact of the 9-Euro ticket on mode choice. We discuss the assumptions made and proce-

dures used to process a raw dataset that is based on GPS traces of individuals’ movements 

and on survey data into the choice-set for a discrete choice model. Several steps of clean-

ing and merging are described in order to a) obtain a reliable dataset; b) define available 

modal alternatives with attributes such as distance, duration, and costs; and c) impute the 

travel purpose for each movement to form. Our main contribution is to show that a system-

atic analysis of the sample obtained at different stages of data processing is important to make sure that the fi-

nal sample is unbiased. Furthermore, we contribute by analysing the difference between observed travel time 

and travel time calculated by routing tools such as Google Maps. We show that the often- employed approach 

of estimating RP based choice models on the basis of observed travel times for the chosen mode of transport 

but calculated travel times for the non-chosen alternatives can introduce a structural bias into the sample.
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2023 | Fernanda Ballesteros, Franziska Schütze, Catherine Marchewitz, Alexandra Hüttel

Scenario Analysis for Net Zero: The Applicability of Climate 
Neutrality Studies for Transitioning Firms in the German Building 
Sector and Energy-Intensive Industry

Various stakeholders are increasingly encouraging companies from the real economy 

to adopt measures facilitating their transition towards carbon neutrality. In this context, 

companies are expected to implement forward-looking strategies and climate-related 

reporting practices using scenario analysis aligned with scientific evidence and credible 

pathways to net zero carbon emissions. This paper examines the potential of scenario anal-

ysis as element for transitioning to net zero. We review and compare eight existing economy and sector level 

climate neutrality studies for Germany that were published between 2019 and 2021, analysing their respective 

applicability as a science-based reference scenario for companies to strengthen strategy development and 

forward-looking reporting practices. Using the logical framework approach, we assess relevant transition 

indicators like technologies, energy and resource efficiency, carbon pricing, and other steering instruments 

for the building and energy-intensive industry sectors. These indicators serve to measure progress towards 

climate neutrality and could be included as a crucial component in transition plans. We find that, although 

modelling approaches for the studies differ, they often converge on similar results that can partially be trans-

lated to indicators at the firm level and, thereby, may serve as reference scenario for their transition planning.
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Discussion Papers Nr. 2049 

2023 | Elena Claudia Meroni, Francesca Verga

Income-Based Family Typology and Child Development: Evidence 
from the UK

Our paper contributes to the literature studying how household conditions can influence 

children’s development, focusing on the type of family model where children grow up, 

defined on the basis of parental employment status and relative earnings. The traditional 

“male-breadwinner” model is no longer the only type of family that has been observed 

throughout recent decades; the “dual-breadwinner” family model is currently widespread 

across all developed countries and an additional household type is becoming more 

prevalent: the one in which the woman is the sole or main wage-earner, the so-called 

“female-breadwinner” arrangement. How do different family models influence the development of children’s 

skills? We use data from the Millennium Cohort Study (UK) to investigate the association between different ty-

pologies of families and cognitive and socio-emotional outcomes, focusing on children aged 7 and 11. We find 

that, compared to children growing up in male-breadwinner households, only children who have at least one 

parent who does not work at all are worse off in some socioemotional outcomes. Children growing up in other 

types of arrangements (equal earners or female-breadwinner) do not differ in their cognitive or socio-emotion-

al outcomes.
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Die Entscheidung von fünf europäischen Regierungen – jüngst 

auch der italienischen –, eine Übergewinnsteuer für Banken 

einzuführen, hat in Deutschland die Diskussion darüber wieder 

aufleben lassen. Viele Banken in Europa machen zurzeit Re-

kordgewinne. Sie profitieren von den deutlich steigenden Zin-

sen, die sie jedoch kaum an die Sparer*innen weitergeben. 

Die Banken erhalten von diesen kurzfristige Einlagen und legen 

im Gegenzug einen Teil des Geldes in langfristigen Anleihen 

an, für die sie höhere Zinsen erhalten, als sie ihren Kund*innen 

zahlen. Oder sie vergeben langfristige Kredite, die durch den 

Zinsanstieg nun eine deutlich höhere Rendite abwerfen. 

Diese hohen Gewinne haben Länder wie Spanien, Ungarn, 

Tschechien, Litauen und nun Italien dazu bewogen, diese Erträ-

ge zusätzlich zu besteuern. Die italienische Regierung hat die 

Steuer spezifisch auf Nettozinserträge auf 40 Prozent erhöht 

und rechnet mit drei Milliarden Euro zusätzlichen Steuereinnah-

men pro Jahr. Kritiker*innen der Steuer sagen zum einen, man 

könne leistungslose Gewinne, also Übergewinne, nicht genau 

definieren. Denn welcher Teil des Gewinns ist leistungslos und 

welcher geht auf aktive Entscheidungen des Finanzinstituts zu-

rück? Fakt ist: Die Gewinne vieler Banken durch ihre Zinserträ-

ge liegen weit über dem historischen Vergleich. Und auch die 

Tatsache, dass nur ein sehr geringer Anteil der Zinserhöhungen 

an die Sparer*innen weitergegeben wird, ist nicht zu bestreiten.

Unter anderem der wissenschaftliche Beirat des Bundesfinanz-

ministeriums führt an, eine Übergewinnsteuer schüfe Verzer-

rungen und hätte falsche Lenkungswirkungen. Das Problem der 

hohen Gewinne würde so nicht durch den Markteintritt neuer 

Wettbewerber gelöst, sondern in der Zukunft weiter bestehen 

bleiben. In der Theorie ist dieses Argument plausi bel, in der Pra-

xis jedoch nicht. Denn viele Finanzinstitute haben erhebliche 

Marktmacht, was sich daran zeigt, dass viele Kund*innen ihre 

Bank nicht wechseln, obwohl diese sie kaum an den höheren 

Zinsen beteiligt. Die Gegner*innen kritisieren außerdem – 

nicht zu Unrecht –, dass es in der Theorie bessere Instrumen-

te gibt, um die Marktmacht der Banken zu begren zen und den 

Wettbewerb zu verbessern. So könnten beispielsweise mehr 

Transparenz und bessere Kontrollen durch Wettbewerbs-

hüter und Regulierung helfen. Natürlich sollte die Politik diese 

Instrumente stärker nutzen. Allein reichen sie aber nicht aus, 

um Marktmacht und Übergewinne ausreichend zu reduzieren. 

Ein viertes Argument der Kritiker*innen ist, hohe Gewinne seien 

notwendig, damit Unternehmen Investitionen tätigten und 

In novation schüfen. Auch dieses Argument ist nicht falsch. Es 

macht aber einen großen Unterschied, ob wir über die hohen 

Gewinne von BioNTech sprechen – die auf Innovation und Leis-

tung beruhen – oder eben über die Zinserträge von Banken.

Für eine begrenzte Übergewinnsteuer spricht aber ein gewich-

tiges Argument, das in der Logik unserer sozialen Markt-

wirtschaft begründet liegt: Banken sind systemrelevant und 

genießen implizite oder explizite staatliche Garantien. Eine 

Volkswirtschaft mag gut ohne Automobilbranche oder Digital-

konzerne existieren können, aber nicht ohne Banken. Daher 

sind Regierungen in Krisenzeiten gezwungen, Banken – so wie 

beispielsweise auch Energiekonzerne – zu retten. Der Staat 

hat sich als Rettungsanker für Unternehmen der Grundversor-

gung bewährt. Er fungiert damit wie eine Versicherung letzter 

Instanz. Aber: Eine Versicherung erhöht die Prämien für dieje-

nigen Mitglieder, die einen Schaden verursachen und dadurch 

Versicherungsleistungen erhalten. Wieso sollte der deutsche 

Staat nicht ebenfalls Branchen durch temporär höhere Prämien 

zur Kasse bitten, wenn sie von einer solchen Versicherung 

 letzter Instanz profitieren? Eine Übergewinnsteuer sollte aller-

dings bestimmte Kriterien erfüllen: So sollte sie strikt nur für 

solche Branchen genutzt werden, die von einer staatlichen 

Garantie profitieren und in denen der Wettbewerb begrenzt ist. 

Eine Übergewinnsteuer muss zudem temporär begrenzt und 

darf nicht exzessiv sein, um die von den Kritiker*innen genann-

ten Verzerrungen und Fehlanreize zu begrenzen. Und sie sollte 

durch kluge Regulierung und Transparenz begleitet werden, 

damit Marktmechanismen wirken können und der Wettbewerb 

bestmöglich funktionieren kann.

Dieser Kommentar ist in einer längeren Version am 11. August 2023 bei ZEIT Online 
erschienen.
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